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An meine 
Mandanten 

Nürtingen, den 31. Oktober 2008 
 
 
 
Mandantenbrief November 2008 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Einkommensteuer 

· Verzinsliche Darlehen eines Kommanditisten können steuerliches Eigenkapital sein 
 

Lohn- und Gehalt 

· Elektronische Übermittlung von Lohnsteuerbescheinigungsdaten ab 2009 nur noch 
mit Authentifizierung 

· Schwarzarbeit - Arbeitgeber schuldet Sozialversicherungsbeiträge aus 
Bruttoarbeitsentgelt der ungünstigsten Steuerklasse  
 
 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 

mailto:martin@thies.net


Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung November und Dezember 2008 
S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.11.20081 10.12.20082 
Umsatzsteuer 10.11.20083 10.12.20084 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Entfällt 10.12.2008 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.12.2008 

13.11.2008 15.12.2008 Ende der Schonfrist  
 Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

7.11.2008 5.12.2008 

Gewerbesteuer 17.11.2008 Entfällt 
Grundsteuer 17.11.2008 Entfällt 
Ende der Schonfrist  
 Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

20.11.2008 
 

14.11.2008 

Entfällt 
 

Entfällt 

Sozialversicherung7 26.11.2008 23.12.2008 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die 

Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist seit dem 1.1.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.  

7 Seit 2006 sind die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Ab 1. 
Januar 2008 gilt bei allen Krankenkassen ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11. bzw. am 19.12.2008) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt 
werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor 
dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 



Einkommensteuer 
Verzinsliche Darlehen eines Kommanditisten können steuerliches Eigenkapital sein 
Kommanditisten dürfen Verluste an einer KG nur mit anderen Einkünften ausgleichen, soweit sie ein 
positives Eigenkapital in der Steuerbilanz haben. 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob ein von einem Kommanditisten gegebenes 
verzinsliches Darlehen über 200.000 DM steuerlich als Eigen- oder Fremdkapital zu werten war. Nur 
bei Berücksichtigung als Eigenkapital wäre das Kapitalkonto positiv gewesen. Wegen der 
Verzinslichkeit wertete das Finanzamt das Darlehen als Fremdkapital und ließ den Verlustausgleich 
nicht zu. 
Das Gericht entschied zu Gunsten des Kommanditisten und ordnete das Darlehen dem Eigenkapital 
zu, weil nach dem Gesellschaftsvertrag auf dem Darlehenskonto auch Verluste der Gesellschaft 
verbucht werden durften. 
 

Rückwirkende Gewinnverteilung oder Sondervergütungen steuerlich nicht anzuerkennen 
An einer GmbH & Co. KG waren die Kommanditisten X, Y und Z beteiligt. Z war zu 30 % auch 
Gesellschafter der Komplementär-GmbH gemeinsam mit dem Bruder B von Y, der zu 70 % beteiligt 
war. B war Geschäftsführer der Komplementär-GmbH und erhielt dafür ein Jahresgehalt von 
133.000 € (laufende Bezüge: 118.000 €; Tantieme: 15.000 €). Die Gesellschafterversammlung der KG 
beschloss 2006, dem Geschäftsführer wegen seiner außerordentlichen Verdienste um die enorm 
gestiegenen Jahresüberschüsse für 2004 und 2005 eine einmalige Sondertantieme von 150.000 € zu 
gewähren. Die Sondertantieme sollte im selben Jahr ausgezahlt werden. 
Das Finanzamt meinte, die Sondertantieme sei ein der GmbH zuzurechnender Vorweggewinn, der als 
verdeckte Gewinnausschüttung der GmbH an B zu qualifizieren sei. 
Auch der Bundesfinanzhof versagte den Betriebsausgabenabzug. Rückwirkende Abreden über die 
Gewinnverteilung oder die Gewährung von Sondervergütungen sind steuerrechtlich nicht 
anzuerkennen. Nachträgliche Gehaltszahlungen (einschließlich Sonderzahlungen) können nur 
anerkannt werden, wenn der Leistungsempfänger an der Kapitalgesellschaft nicht beherrschend 
beteiligt ist; und wenn die Nachzahlung ihre wirtschaftliche Grundlage im abgelaufenen Geschäftsjahr 
hat und bereits am Bilanzstichtag zu erwarten war. Beides war hier nicht der Fall. 
 

Eine Abfindung von Unterhaltsansprüchen des geschiedenen Ehegatten kann nur 
eingeschränkt steuerlich berücksichtigt werden  
Bundesfinanzhof, III-R-57/05, Pressemitteilung vom 01.10.2008 

Vereinbaren Ehegatten im Zusammenhang mit einer Scheidung statt laufender Unterhaltszahlungen 
eine einmalige Abfindung, kann der unterhaltsverpflichtete Ehegatte den Abfindungsbetrag nach dem 
Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 19. Juni 2008 III R 57/05 nicht als außergewöhnliche 
Belastung nach § 33 Einkommensteuergesetz (EStG), sondern nur betragsmäßig begrenzt nach § 
33a EStG oder im Wege des Realsplittings (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG) abziehen. 



 
Lohn- und Gehalt 
Freiwilligkeitsvorbehalt bei Sonderzahlungen muss eindeutig sein 
Der Arbeitgeber kann bei Sonderzahlungen einen Rechtsanspruch des Arbeitnehmers für künftige 
Bezugszeiträume ausschließen, indem er einen entsprechenden Vorbehalt im Arbeitsvertrag macht. 
Dies kann auch in einem Formular-Arbeitsvertrag geschehen. Der Vorbehalt muss allerdings klar und 
verständlich sein. Daran fehlt es, wenn der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer einerseits eine 
Sonderzahlung in einer bestimmten Höhe ausdrücklich zusagt und eine andere Vertragsklausel im 
Widerspruch dazu regelt, dass der Arbeitnehmer keinen Rechtsanspruch auf die Sonderzahlung hat. 
Geklagt hatte eine Arbeitnehmerin, der im Arbeitsvertrag eine Weihnachtsgratifikation ausdrücklich 
zugesagt worden war. In dem Vertrag war darüber hinaus geregelt, dass ein Rechtsanspruch auf die 
Weihnachtsgratifikation nicht bestehe und dass diese eine freiwillige, stets widerrufbare Leistung des 
Arbeitgebers darstelle. Diese Regelung sah das Bundesarbeitsgericht als missverständlich an und 
entschied, dass die Arbeitnehmerin Anspruch auf die Weihnachtsgratifikation hat. 

Elektronische Übermittlung von Lohnsteuerbescheinigungsdaten ab 2009 nur noch mit 
Authentifizierung  
Oberfinanzdirektion Hannover, Pressemitteilung vom 29.09.2008 

Für Arbeitgeber, die zur elektronischen Übermittlung von Lohnsteuerbescheinigungsdaten verpflichtet 
sind, gelten ab dem Kalenderjahr 2009 erhöhte Sicherheitsanforderungen. 

Die Lohnsteuerbescheinigungsdaten für Arbeitslöhne, die ab dem 1. Januar 2009 gezahlt werden, 
können gemäß § 41b des Einkommensteuergesetzes (EStG) nur noch authentifiziert nach Maßgabe 
der Steuerdaten-Übermittlungsverordnung übermittelt werden (sog. Sicherheitsauthentifizierung). 
Lohnsteuerbescheinigungen von Arbeitslöhnen für das Kalenderjahr 2008 sind hiervon nicht betroffen. 

Für die Sicherheitsauthentifizierung ist - unabhängig von der für die Übermittlung ausgewählten 
Software - eine einmalige Registrierung im ElsterOnline-Portal unter 
https://www.elsteronline.de/eportal erforderlich. 
 
Hinweis für Mandanten welche Ihren Lohn selber erstellen: 

Außerdem müssen ab 2008 wie bereits mitgeteilt auch die Meldungen an die Berufsgenossenschaft 
im Rahmen der Lohn- und Gehaltsabrechnungen miterstellt werden. 

Bei Überschreitung von Geringfügigkeitsgrenze durch mehrere geringfügige Beschäftigungen 
beginnt Versicherungspflicht erst mit Bekanntgabe des Bescheids  
Landessozialgericht Baden-Württemberg, L-5-R-2125/07, Urteil vom 09.04.2008 

Wird die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV durch Zusammenrechnung mehrerer 
geringfügiger Beschäftigungen gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV überschritten und tritt infolge dessen 
Versicherungspflicht ein, beginnt diese gem. § 8 Abs. 2 Satz 3 SGB IV nämlich erst mit dem Tag der 
Bekanntgabe des die Versicherungspflicht feststellenden Bescheids durch die Einzugsstelle oder 
einen Träger der Rentenversicherung. 

Der rückwirkende Eintritt von Versicherungspflicht ist ausgeschlossen. Das gilt auch dann, wenn dem 
Arbeitgeber vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten vorzuwerfen sein sollte. Die davon 
abweichenden Anordnungen in den Richtlinien der Spitzenverbände der Krankenkassen, der 
Deutschen Rentenversicherung und der Bundesagentur für Arbeit für die versicherungsrechtliche 
Beurteilung von geringfügigen Beschäftigungen sind mit der gesetzlichen Regelung in § 8 Abs. 2 Satz 
3 SGB IV nicht vereinbar und von den Gerichten nicht anzuwenden. 

https://www.elsteronline.de/eportal


Schwarzarbeit - Arbeitgeber schuldet Sozialversicherungsbeiträge aus Bruttoarbeitsentgelt der 
ungünstigsten Steuerklasse  
Sozialgericht Dortmund, S-25-R-129/06, Pressemitteilung vom 20.10.2008 

Bei illegalen Beschäftigungsverhältnissen kann die Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
Sozialversicherungsbeiträge auf der Grundlage einer fiktiven Nettolohnvereinbarung nach erheben, 
wobei die hinzuzurechnende Lohnsteuer mangels dem Arbeitgeber vorliegender Steuerkarte nach 
Steuerklasse VI zu berechnen ist.  

 


